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1	 Das Wichtigste in Kürze 

Diese Broschüre dient der Information aller am Bau Beteiligten, wie z. B. Bau-
herrinnen und Bauherren, Bauleitungen, Unternehmen oder auch SiGeKo‘s1 . Bei 
der Durchführung eines Bauvorhabens treten vielfältige Gefährdungen auf. Alle 
am Bau Beteiligten sind für den Passantenschutz zuständig und haben im Rah-
men ihrer Tätigkeiten ständig die getroffenen Maßnahmen auf Ihre Wirksamkeit 
hin zu überprüfen. Welche Maßnahmen für die Absicherung des Bauvorhabens 
notwendig sind, ist vom Einzelfall abhängig. Die folgende Aufzählung gibt Ihnen 
einen Überblick über die wichtigsten Punkte:

Sicherer Baubetrieb
Pflicht zur grundsätzlichen Gefahrenabwehr bei Bauvorhaben, sowohl für die 
Beschäftigten auf der Baustelle, als auch für alle Passantinnen und Passanten 

Aufstellen von Bauzäunen
Schutz gegen unbefugtes Betreten und Absicherung von Gefahrenbereichen.

Schutz vor herabfallenden Teilen
Schutz vor herabfallenden Teilen für Beschäftigte und Unbeteiligte

Kranbetrieb über benachbarte Grundstücke
Kranlasten dürfen nicht einfach über fremde Grundstücke, öffentliche Flächen 
oder über Passantinnen und Passanten geführt werden

Sicherheitsabstände beim Abbruch
Gefahren durch unkontrolliert umherfliegende Materialien und einstürzende 
Gebäudeteile mit Sicherheitsabständen begegnen

Immissionsschutz
Vermeidung von typischen Immissionen (Baulärm, Staub, Erschütterungen, Licht)

1	 Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorinnen und -koordinatoren
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2	 Grundsätze zum Passantenschutz 

Die rechtliche Grundlage für den Schutz von Passantinnen und Passanten bildet 
der § 3 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO). Dieser wird als so genann-
te bauordnungsrechtliche Generalklausel bezeichnet, die der Gefahrenabwehr 
dient. Diese Gefahrenabwehr beinhaltet insbesondere den Schutz des Lebens, 
der Gesundheit sowie der natürlichen Lebensgrundlagen. Durch die unsach-
gemäße Durchführung von Bauarbeiten, während der Anordnung, Errichtung, 
Änderung, Beseitigung oder Instandhaltung von baulichen Anlagen, können auf 
Baustellen Gefährdungen sowohl für Beschäftigte, als auch für Passantinnen 
und Passanten entstehen. 

In § 11 HBauO werden die Anforderungen für den Betrieb von Baustellen spe-
zifiziert, indem der Gesetzgeber folgende rechtliche Vorgaben für die Beschaf-
fenheit und den Betrieb der Baustelle macht:

•	Absatz 1: Baustellen sind so einzurichten und zu betreiben, dass bauliche 
Anlagen ordnungsgemäß errichtet, geändert oder beseitigt werden können 
und Gefahren oder vermeidbare Belästigungen nicht entstehen.

•	Absatz 2: Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen gefährdet 
werden können, ist die Gefahrenzone abzugrenzen oder durch Warnzeichen 
zu kennzeichnen. Soweit erforderlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun 
abzugrenzen, mit Schutzvorrichtungen gegen herabfallende Gegenstände 
zu versehen und zu beleuchten.

Durch die Anforderungen des §11 Absatz 1 und 2 HBauO werden verschiedene 
Schutzziele verfolgt. Inbegriffen sind die auf der Baustelle tätigen Personen, das 
Baugrundstück, die anliegenden Grundstücke und auch der Schutz der Allge-
meinheit, also der Bewohnerinnen und Bewohner und Benutzerinnen und Benut-
zer  der umliegenden Grundstücke, der Verkehrsteilnehmenden oder Personen, 
die sonst in den Gefahrenbereich der Baustelle gelangen könnten. 
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Eine Baustelle muss so beschaffen sein, dass bauliche Anlagen ordnungsgemäß 
errichtet oder abgebrochen werden können und durch sie keine Gefahren oder 
vermeidbare erhebliche Belästigungen entstehen. Unter einer Baustelle ist dabei 
jeder Ort zu verstehen, an dem bauliche Anlagen hergestellt, aufgestellt, ange-
bracht, eingebaut, eingerichtet, instandgehalten, geändert oder in ihrer Nutzung 
geändert sowie abgebrochen werden. Es ist dabei nicht relevant, ob die bauliche 
Maßnahme genehmigungspflichtig ist oder nicht. 

Die Anforderungen an die Sicherheit auf der Baustelle gelten während der ge-
samten Einrichtungszeit, weshalb eine laufende Überwachung notwendig ist. Für 
die Vermeidung von Gefahren für Passantinnen und Passanten, die von Baustellen 
ausgehen, ist grundsätzlich die Bauleitung verantwortlich. Hat die Bauherrin bzw. 
der Bauherr keine Bauleitung verpflichtet, verbleibt die Verantwortung bei der 
Bauherrin bzw. beim Bauherren.

Aufgrund des §11 Absatz 2 HBauO sind, soweit erforderlich, Schutzmaßnahmen 
umzusetzen, damit eine Gefährdung unbeteiligter Personen auszuschließen ist. Die 
Baustelle ist jederzeit gegen das Betreten Unbefugter abzusichern, auch wenn kein 
aktiver Baubetrieb vorherrscht. Die konkreten Schutzmaßnahmen müssen sich an 
den Gegebenheiten der Baustelle ausrichten. Sofern Baustellen unmittelbar an den 
öffentlichen Raum grenzen, muss mit Menschen gerechnet werden, die kein nor-
males Gefahrenbewusstsein besitzen (z. B. spielende Kinder). Deshalb besteht in 
solchen Fällen eine besondere Sicherungspflicht. Gleiches gilt für Baustellen die an 
Bereiche mit einem hohen Passantenaufkommen grenzen (bspw. Straßen, Bürger-
steige, Zu- und Ausgänge von Gebäuden). Eine ausreichende Absicherung vor dem 
unbefugten Betreten einer Baustelle bietet ein entsprechender Bauzaun. Angren-
zende öffentliche oder private Wege, Hauseingänge und Straßen sind nach Bedarf 
mit Schutzdächern gegen herabfallende Materialien zu sichern. Bei Dunkelheit oder 
unzureichender Sicht wird eine Beleuchtung der Baustellenabsicherung erforderlich, 
sofern die Gefahr besteht, dass Passantinnen und Passanten durch unbeleuchtete 
Teile der Baustelleneinrichtung oder -absicherung gefährdet werden können. 
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Eine weitere Besonderheit ergibt sich, wenn der öffentliche Straßen- und Pas-
santenverkehr durch Verschmutzungen gefährdet oder erschwert wird, die von 
einer Baustelle ausgehen. Aus diesem Grund kann es notwendig sein, z. B. eine 
Lkw-Reifenwaschanlage vorzuhalten oder eine regelmäßige Reinigung von Ver-
kehrsflächen zu veranlassen. 

In der Praxis ergeben sich weitere Problematiken, wenn bereits Teile der Baustel-
leneinrichtung vorhanden sind bzw. die Baustelleneinrichtung in der Entstehung 
ist, ohne dass der eigentliche Baubetrieb begonnen hat.

Bauwagen, mobile Baubüros, Tagesunterkünfte, Sanitäreinrichtungen, Gerüste 
oder sonstige Anlagen (z. B. Baustromverteiler) und Geräte können bereits vor 
dem eigentlichen Baubetrieb auf der Baustelle vorhanden sein und gegebenen-
falls eine Gefahr darstellen. Am Beispiel des Baustromverteilers soll dies kurz 
verdeutlicht werden. Auf einer Baustelle, die sich auf einer ebenerdigen Fläche 
aus Sand befindet, wurde bereits ein Stromanschluss für die Versorgung mit 
Baustrom durch den Energieversorger hergestellt. Die Baustellenfläche an sich 
bietet keinerlei Gefährdung und muss deshalb nicht weiter gesichert werden. Der 
Baustromverteiler hingegen stellt bereits eine Gefahrenquelle dar. Deshalb ist 
sicherzustellen, dass der Verteilerkasten verschlossen ist, damit z. B. Kinder nicht 
der Gefahr eines Stromschlags ausgesetzt sind. Die Aufstellung eines Schildes 
mit der Aufschrift „Unbefugtes Betreten verboten, Eltern haften für Ihre Kinder“ 
entfaltet keinerlei Rechtsverbindlichkeit und bedeutet auch keine Freistellung von 
der hier beschriebenen Pflicht zur Sicherung von Gefahrenstellen im Zusammen-
hang mit Baustellen. 
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3	 Bauzäune 

Baustellen sind mit einem allseitig geschlossenen Bauzaun (siehe Abbildung 1, 
Mindesthöhe 1,80 Meter) gegen den Zutritt Unbefugter zu sichern. Die einzelnen 
Zaunfelder sind dabei mit Verbindungsschellen miteinander zu verschrauben. Zu-
gänge sind geschlossen zu halten und spätestens nach beendeter Tagesarbeit 
gegen unbefugtes Öffnen zu sichern (z. B. mit Ketten, Schlössern, etc.; Bindedraht 
ist hierfür nicht ausreichend). Kann nicht sichergestellt werden, dass z. B. bei Ab-
brucharbeiten unbeteiligte Dritte durch umherfliegende Teile getroffen werden, so 
ist der Bauzaun flächig geschlossen auszuführen (siehe Abbildung 2). Hierzu sind 
z. B. Netze oder Planen, ggf. auch feste Füllungen geeignet. Die erhöhte Windlast 
ist zu berücksichtigen und der Bauzaun ausreichend gegen Umkippen zu sichern.

Abb. 1: Standardausführung Bauzaun

Abb. 2: Bauzaun mit Bekleidung
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4	 Schutz vor herabfallenden Teilen 

Bereiche, wie z.B. öffentliche Straßen und Wege oder Gebäudezugänge, in denen 
Gefährdungen durch herabfallende Teile entstehen können, sind zusätzlich z. B. 
durch Schutznetze oder Schutzdächer zu sichern.

Bekleidungen als Schutz vor herabfallenden Teilen
Die Anforderungen an Bekleidungen an Gerüsten als Schutz vor herabfallenden 
Teilen sind in DIN 4420-1 Kap. 6 Abs. 6.4 sowie Kap. 7 Abs. 7.2.3.1 geregelt. Werk-
stoffe von Planen oder Geweben als Bekleidungen müssen eine Reißfestigkeit von 
mindestens 500 N / 5 cm aufweisen und UV-stabilisiert sein. Die Bekleidung muss 
dicht an allen Ständern des Arbeitsgerüstes befestigt sein. Sie darf, auch im Bereich 
von Stößen, keine größeren Öffnungen als 4 cm² aufweisen, wobei ein Öffnungsmaß 
nicht mehr als 2,5 cm betragen darf. Herstellerangaben, z. B. bezüglich Befestigung 
der Bekleidung und Verankerungen der Gerüste, sind zu beachten (hier gelten ins-
besondere die Zulassung und Aufbau- und Verwendungsanleitungen der Hersteller).

Schutzdächer
Schutzdächer schützen Passantinnen und Passanten vor herabfallenden Teilen. Die 
Anforderungen an die konkrete Dimensionierung von Schutzdächern ist nach den 
örtlichen Erfordernissen zu wählen. Dazu muss vorher eine Gefährdungsbeurteilung 
durch die am Bau Beteiligten durchgeführt werden, die mindestens die Art der 
Arbeiten, die Art und Beschaffenheit der herabfallenden Teile, die Fallhöhe und die 
Größe der zu schützenden Bereiche, beinhaltet.  
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5	 Passantenschutztunnel 

Passantenschutztunnel sind eine weitere wirksame bauliche Maßnahme zum Schutz 
vor herabfallenden Teilen oder sonstigen Gefährdungen und müssen für mögliche 
Belastungen durch herabfallende Gegenstände und Stoffe in statischer Hinsicht 
ausreichend bemessen sein. Diesbezüglich ist im Rahmen der Gefährdungsbe-
urteilung durch die Bauverantwortlichen ein entsprechender Nachweis über die 
Wirksamkeit einer solchen Maßnahme zu führen. Grundsätzlich sollten dabei zwei 
Anforderungsfälle in der Praxis unterschieden werden:

Anforderungsfall 1: Kranlasten bis 500 kg und bis 5 m Fallhöhe 
Bei Krantraglasten bis zu 500 kg, die nicht höher als 5 m über die Abdeckung 
von Passantenschutztunneln transportiert werden, muss die obere Tunnelabde-
ckung mindestens doppellagig für eine gleichmäßig verteilte Last von 500 kg / m² 

Abb. 3:  Schaubild Schutztunnel (Quelle: rsa-online.com)
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(je Lage) bemessen sein. Der Abstand / Freiraum zwischen den Abdeckungslagen 
muss mindestens 5 cm betragen und mit einem geeigneten, federnden Bau-
material (z. B. Hartschaum-Platten), vollflächig ausgefüllt werden. Stützen bzw. 
Stützwände des Passantenschutztunnels müssen die möglichen Lasten auch in 
dynamischer Hinsicht aufnehmen können.

Anforderungsfall 2: Kranlasten über 500 kg und / oder mehr als 5 m Fallhöhe
Für alle anderen Fälle, die über den Anforderungsfall 1 hinaus gehen, ist für den 
Passantenschutztunnel ein Standsicherheitsnachweis zu erbringen.
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6	� Kranen über benachbarte Grundstücke bzw.  
den öffentlichen Raum 

Grundsätzlich gilt, dass jegliche Lasten nur über das eigene Grundstück ge-
schwenkt werden dürfen. Das Schwenken von Lasten über andere Grundstücke 
oder den öffentlichen Raum kommt nur in begründeten Ausnahmefällen in Be-
tracht. Dazu müssen im Vorfeld der Baumaßnahme weitere Schutzmaßnahmen 
mit der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (hier Amt für Bauordnung 
und Hochbau – ABH 333 –) und gegebenenfalls auch mit der Polizei festgelegt 
werden.

Ein Kran muss nach Feierabend lastfrei und frei drehbar im Wind sein, damit 
dieser nicht durch die Windlast umstürzt. Lastfrei bedeutet, dass sich keine Las-
ten oder Lastaufnahmemittel, wie z. B. Kettengehänge, am Kranhaken befinden.  

Inanspruchnahme des öffentlichen Raumes
Eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Wegefläche, an die ein Baugrundstück 
grenzt (Verkehrswege und Bürgersteige), stellt kein Nachbargrundstück im Sin-
ne des § 83a HBauO dar. Für die Inanspruchnahme dieser Flächen gelten die im 
Hamburgischen Wegegesetz (HWG) getroffenen Regelungen. Die Inanspruchnahme 
stellt in der Regel eine Sondernutzung gemäß § 19 HWG dar und bedarf einer 
wegerechtlichen Erlaubnis. Für die erforderlichen Schutzmaßnahmen siehe auch 
die Kapitel 2 sowie 4. Die dafür zuständigen Behörden können dem Anhang 2 
entnommen werden.



12

7	 Sicherheitsabstände bei Abbruchvorhaben 

Während der Durchführung von Abbrucharbeiten sind zu jeder Zeit geeignete 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, die der Gefahrenabwehr gegenüber unbetei-
ligten Dritten dienen. Solche Maßnahmen können technischer Art sein, wie z. B. 
Schutzdächer, Bauzäune oder Schutztunnel, oder aber organisatorischer Art, wie 
z. B. Sperrungen von einzelnen Bereichen. Gefahrenbereiche sind mit Bauzäunen 
zu sichern (hierzu s. a. Kap. 2). Erforderliche Zu- und Ausfahrten sind, außer für 
den erforderlichen Lieferverkehr bzw. Abtransport von Abbruchgut, dauerhaft 
geschlossen zu halten. Querungen durch Passantenverkehr sind jederzeit so zu 
sichern, dass es zu keinen Gefährdungen kommen kann.

Eindrücken Einziehen Abgreifen

Falls Teile der abzubrechenden Gebäude maschinell von außen, bspw. durch Ein-
ziehen, Eindrücken oder Abgreifen, abgebrochen werden, sind die in der Grafik 
dargestellten Sicherheitsabstände einzuhalten. Diese Abstände gelten auch hin-
sichtlich der Gefährdung von Unbeteiligten, also für die Entfernung zwischen Ab-
bruchstelle und öffentlichem Raum. Großflächige Abbruchmatten, die mit Kranen 
vor der Abbruchstelle positioniert werden, bieten keinen ausreichenden Schutz 
vor herabstürzenden Bauteilen und können deshalb nicht als Kompensations-
maßnahme zur Minimierung von Sicherheitsabständen eingesetzt werden. Sofern 
aufgrund der einzuhaltenden Sicherheitsabstände Sperrungen des öffentlichen 
Raumes notwendig werden, sind diese rechtzeitig bei der Planung miteinzube-
ziehen und bei den entsprechenden Behörden zu beantragen (für Straßensper-
rungen bei der Verkehrsbehörde der Polizei, bzw. für die Sperrungen öffentlicher 
Wege bei den zuständigen Bezirksämtern – Fachamt Management öffentlicher 
Raum, siehe auch Anhang 2).
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8	 Immissionsschutz 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) definiert schädliche Umweltein-
wirkungen als Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit 
oder die Nachbarschaft herbeizuführen. Relevant für Baustellen sind insbeson-
dere Lärm, Erschütterungen, Gerüche, Licht und Staub. 

Die beim Betrieb einer Baustelle verursachten Umweltauswirkungen, hauptsäch-
lich Lärm und Staub, sind gemäß § 22 BImSchG zu vermeiden. Die nach dem 
Stand der Technik unvermeidbaren Umweltauswirkungen sind auf ein Mindest-
maß zu beschränken. 

Baulärm
Zur Bewertung der Zulässigkeit von lärmintensiven Bauarbeiten sind das Ham-
burger Lärmschutzgesetz §2 Absatz 1, die 32. Bundesimmissionsschutzverord-
nung §7 und zum anderen die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz 
gegen Baulärm (AVV Baulärm) zu berücksichtigen. In Gebieten in denen das 
Wohnen planungsrechtlich zulässig ist, sind Bauarbeiten an Sonntagen, an ge-
setzlichen Feiertagen und nachts in der Zeit, von 20 bis 7 Uhr nicht zulässig. 
Während der zulässigen Betriebszeiten für Baustellen sind die vorgegebenen Im-
missionsrichtwerte der AVV Baulärm einzuhalten. Im Vorfeld der Baumaßnahme 
ist bereits bei der Planung der Maschineneinsatz hinsichtlich des entstehenden 
Schalls zu prüfen. 

Staub
Entstehender Staub ist durch Maßnahmen zur Staubbindung auf ein unvermeid-
bares Minimum zu begrenzen. Dies können präventive Maßnahmen zur Staub-
vermeidung sein (z. B. staubarme Arbeitsverfahren) oder Maßnahmen, die den 
entstandenen Staub reduzieren (z. B. eine Wasservernebelung).
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Weitere Immissionen
Im Vergleich zu Lärm und Staub treten die nachfolgend genannten Immissionen 
weniger häufig auf. Dabei handelt es sich um Erschütterungen, Lichtimmissionen 
und Gerüche. Bei Erschütterungen werden zur Beurteilung der Auswirkungen 
die DIN 4150 Teil 2 (Einwirkungen auf Menschen) und Teil 3 (Einwirkungen auf 
Gebäude) verwendet. Es gilt auch hier der Grundsatz, dass vermeidbare Im-
missionen vermieden werden müssen und unvermeidbare Immissionen auf ein 
Minimum beschränkt werden müssen.

Baustellen können auch Lichtimmissionen verursachen. Zur Beurteilung von 
Lichtimmissionen und Minderungsmaßnahmen wird hier auf die „Hinweise zur 
Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen“ der Bund-Länder- 
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz verwiesen2.

In seltenen Fällen können auch Gerüche durch Baustellen verursacht werden. 
Betroffene Passantinnen und Passanten nehmen diese Gerüche wahr und sorgen 
sich um die eigene Gesundheit. Die Wahrnehmungsschwelle der allermeisten 
geruchserzeugenden Schadstoffe liegt jedoch so niedrig, dass Gerüche bereits 
bei Konzentrationen festgestellt werden, die noch keine gesundheitsschädliche 
Wirkung haben. Eine Belästigung durch Gerüche kann dann aber trotzdem vor-
liegen. In diesen Fällen müssen Maßnahmen ergriffen werden, um die Geruchs-
belästigung zu vermeiden oder zu vermindern (z. B. Abdeckung von Baggergut 
oder Abfällen).

2	� https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/lichthinweise-2015-11-03mit-formelkorrektur_
aus_03_2018_1520588339.pdf

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/lichthinweise-2015-11-03mit-formelkorrektur_aus_03_2018_1520588339.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/lichthinweise-2015-11-03mit-formelkorrektur_aus_03_2018_1520588339.pdf
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Anhang 1: Baustelleneinrichtung im öffentlichen Raum

Im Hamburger Stadtgebiet gibt es viele Baustellen, die aufgrund der beengten 
Platzverhältnisse nicht isoliert auf einem einzelnen Grundstück liegen, sondern 
zum Teil oder gänzlich im öffentlichen Raum. Der öffentliche Raum kann dabei 
z. B. Geh- und Radwege, aber auch Straßenflächen umfassen.

Sofern Gerüste, Bauzäune oder andere Hindernisse auf öffentlichem Grund bzw. 
auf Verkehrsflächen aufgestellt werden müssen, sind entsprechende Genehmi-
gungen bei den zuständigen Behörden einzuholen (siehe Anhang 2). In der Regel 
können diese Genehmigungen bei der zuständigen Straßenverkehrsbehörde, mit 
Sitz beim jeweiligen Polizeikommissariat und bei den Bezirksämtern (Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes) beantragt werden. Die Genehmigungen 
müssen bereits zu Beginn der Arbeiten vorliegen. 

Die Kennzeichnung von Gerüsten, Bauzäunen oder weiteren Baustelleneinrich-
tungen im öffentlichen Raum erfolgt nach den Vorgaben der Richtlinie für die 
verkehrsrechtliche Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen, kurz RSA (aktueller 
Stand 2021, deshalb auch oft als RSA 21 bezeichnet). Diese dient jedoch nur 
für die verkehrsseitige Absicherung des Straßen- und Passantenverkehrs. Die 
bauordnungsrechtliche Sicherung der Baustelle hat trotzdem nach den bereits 
beschriebenen Vorgaben der HBauO zu erfolgen.

Bei Auf-, Um- und Abbauarbeiten an Gerüsten ist der zusätzliche Platzbedarf 
während der Montage mit zu berücksichtigen. Dieser vergrößert in der Regel den 
Gefahrenbereich, der abgesichert werden muss. Gleiches gilt für Podesttreppen-
türme, die ebenfalls abgesichert werden müssen. 

Der verbleibende Mindestabstand zwischen Gerüst und Straßenfläche ist vor-
gegeben und auch bei weiter auskragenden Gerüstteilen zu berücksichtigen.
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Beispiele für die Kennzeichnung von Gerüsten und Passantenschutztunneln

Abb. 4: Verkehrsseitige Absicherung-Stirnseite (Quelle: rsa-online.com)

Abb. 5: Verkehrsseitige Absicherung – Längsseite (Quelle: rsa-online.com)
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Beispiele für die Kennzeichnung von Gerüsten und Passantenschutztunneln

Abb. 6: Verkehrsseitige Absicherung - gesamt (Quelle: rsa-online.com)

Abb. 7: Verkehrsseitige Absicherung mit Absperrschranken (Quelle: rsa-online.com)
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Absicherung Durchgangsgerüste bzw. Fußgängerschutztunnel  

Die Absicherung der Portale eines Durchgangsgerüstes (auch Fußgängerschutz-
gang bzw. -tunnel) erfolgt durch horizontal und vertikal angebrachte Absperr-
schranken (Reflexfolie mind. RA2, Bauhöhe mind. 10 cm). Die lichte Höhe des 
Durchgangs beträgt an allen Stellen mindestens 2,20 Meter (auch auf Gehwe-
gen). Bei der Verwendung von fertigen Durchgangsrahmen ist daher – zusätz-
lich zum geländespezifischen Höhenausgleich – eine entsprechende Ausspinde-
lung der Füße erforderlich, was ggf. Auswirkungen auf die Wahl der jeweiligen 
Fußspindeln hat (konstruktive Anforderungen / Statik beachten). Bezüglich 
der Mindestbreite A gelten die dargestellten Werte – im Falle eines Gehwe-
ges also z. B. 1,30 Meter, was bei Standard-Durchgangsrahmen üblicherweise 

Abb. 8: Verkehrsseitige Absicherung – Portalkennzeichnung und Mindestbreiten (Quelle: rsa-online.com)
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gewährleistet ist. Materiallagerungen im Durchgangsbereich sind unzulässig.   
Der Durchgangsbereich muss stets in voller Höhe und Breite zur Verfügung 
stehen. Das hat zur Folge, dass bestimmte Arbeiten (z. B. Fassadensanierung, 
Malerarbeiten) möglicherweise nicht mit Hilfe eines Durchgangsgerüstes durch-
geführt werden können. Zumindest ist für die Zeit, in der die Verkehrsfläche 
zur Durchführung der Arbeiten beansprucht wird, eine adäquate Ersatzlösung 
herzustellen, was natürlich im Genehmigungsverfahren berücksichtigt werden 
muss. Eigenmächtige Maßnahmen (z. B. eine nicht genehmigte Sperrung des 
Durchgangs) sind – auch kurzzeitig – unzulässig.

Abb. 9: Durchgangsgerüst (Quelle: rsa-online.com)
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Anhang 2: Zuständigkeiten beteiligter Behörden 

Nachfolgend erhalten Sie einen kurzen Überblick über die Zuständigkeiten der 
verschiedenen Behörden, die im Rahmen der Sicherheit von Bauvorhaben beteiligt 
sein können:

Zuständigkeit Behörde

Nutzung öffentlicher Wege und  
Parkflächen

örtlich zuständiges Bezirksamt, Fachamt  
Management öffentlicher Raum / Wegewart

Beurteilung der Standsicherheit bei  
Erschütterungen

örtlich zuständiges Bezirksamt,  
Fachamt Bauprüfung

Verkehrsseitige Baustellenabsicherung  
(fließender Verkehr, Führung Fußgängerinnen 
und Fußgänger und Radfahrende,  
Barrierefreiheit), Nutzung Straßenflächen, 
Sperrungen etc.

örtlich zuständige  
Straßenverkehrsbehörde

Absicherung mit Bauzäunen, Passanten-
schutz vor herabfallenden Teilen, Gerüste, 
Kranen über öffentliche Flächen oder andere 
Grundstücke, Baustellenimmissionen

Amt für Bauordnung und Hochbau  
(ABH 333) der Behörde für  
Stadtentwicklung und Wohnen
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Anhang 3: Barrierefreiheit 

Wegeführungen durch Baustellen sind so herzustellen, dass die Sicherheit der 
Fußgängerinnen und Fußgänger und Radfahrenden nicht beeinträchtigt wird. Auf 
sehbehinderte Personen, Rollstuhlfahrerinnen und -fahrer und Kinder ist dabei 
besondere Rücksicht zu nehmen.

Zur Kennzeichnung von Gerüsten im Gehwegbereich siehe auch Anhang 1.

Maßnahmen hierzu sind u. a. in DIN 18040-3:2014-12 festgelegt:

•	Gehwege sind in ihrer ursprünglichen Breite fortzuführen. Ist dies nicht 
möglich, ist eine durchgängig nutzbare Gehwegbreite von mindestens 
1,20 m einzuhalten.

•	Bei unvermeidbaren Engstellen ist eine lichte Breite von mindestens 90 cm 
einzuhalten.

•	Bei einer eingeschränkten Gehwegbreite von mehr als 18 m Länge, ist eine 
Begegnungsfläche von mindestens 1,80 x 1,80 m spätestens nach 18 m 
anzuordnen.

•	Die Abgrenzung von Geh- und Notwegen gegenüber Baustellen hat durch 
eine 10 cm hohe Absperrschranke in 1 m Höhe über Oberflächenbelag, bezo-
gen auf die Oberkante der Absperrschranke, zu erfolgen.

•	Es sind Tastleisten unter den Absperrschranken mit der Unterkante (bei 
rohrförmiger Ausbildung der Mitte des Rohrquerschnittes) auf maximal 
15 cm Höhe über Oberflächenbelag anzuordnen.

•	Die Baustellenabsperrgeräte sind visuell stark kontrastierend (rot-weiß) sowie 
retroreflektierend auszuführen. Absperrungen sind nicht nur „standsicher“ 
auszuführen, sondern darüber hinaus auch so stabil aufzustellen, dass sie dem 
Aufprall einer Person standhalten. Die Fußplatten dürfen dabei nicht in die 
Gehbahn hineinragen, da sie Stolperquellen darstellen.

•	Geh- und Notwege sind zu beschildern und zu beleuchten. Sie müssen darü-
ber hinaus weitgehend schwellenfrei und stufenlos angelegt werden. Nicht 
zu vermeidende Schwellen und Stufen sind kontrastreich nach DIN 32975 
zu markieren.
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•	Temporäre Rampen vom Gehweg auf die Fahrbahn sind so auszuführen, 
dass sie mit dem Taststock sicher erkennbar sind. 

•	Können Gehwege an Arbeitsstellen nicht über Notwege weitergeführt wer-
den, sind Überquerungshilfen zur anderen Straßenseite einzurichten. Hierfür 
ist es notwendig, gesicherte Querungen als Fußgängerüberweg („Zebra-
streifen“) oder transportable Lichtsignalanlagen vorzusehen. Transporta-
ble Lichtsignalanlagen müssen dabei mit taktil-akustischen Einrichtungen 
nach DIN 32981 ausgestattet werden, da nur so die Nutzbarkeit für blinde 
Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer und ihre Sicherheit gewährleistet 
werden kann.    

Abb. 10: Bitumenkeil als Rampe vom Gehweg auf die Straße
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